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Menschen, die von der Meinung des Mainstreams abweichen, werden immer häufiger an Auftritten und
Publikationen gehindert. sarah silbiger/epa

Für eine Rückkehr
zur Debattenkultur
Die «Zulassung» zur gesellschaftlichen Debatte darf nicht
davon abhängig gemacht werden, wie richtig
oder falsch eine Meinung, wie gut oder böse eine Gesinnung ist.

Gastkommentar von Gerhard Schwarz

und Stephan Wirz

Es braucht kaum eine besondere Betonung, dass
es verwerflich ist, Menschen in Wort und Schrift
herabzuwürdigen oder gar zum Hass gegen sie auf¬
zurufen. Heute erleben wir aber, dass nur schon das
«Zur-Sprache-Bringen» unliebsamer Ideen oder
die Verwendung heikler Begriffe als Hass inter¬
pretiert werden. Die Empörung über solche angeb¬
liche Äusserungen des Hasses genügt, um den Dis¬
kurs zum Schweigen zu bringen. Das ist eine Bedro¬
hung der demokratischen Debatte und rüttelt an
den Grundlagen der offenen Gesellschaft.

Schon vor über 160 Jahren beobachtete John
Stuart Mill in seinem Klassiker «On Liberty», dass
jene, die die herrschende Meinung bestimmten,
Personen mit anderen Auffassungen Hass und Be¬
leidigungen vorwürfen und sie als un oralisch be-
zeichneten. Mill war an einer fairen Diskussion ge¬
legen, aber zugleich war für ihn klar, dass sie Raum
für alle Argumente bieten muss.

Leider kommt es in jüngster Zeit in Politik, Wirt¬
schaft, Wissenschaft, Kultur und Medien oft vor,
dass Menschen, die vom Mainstream abweichende
Meinungen vertreten, an Auftritten und Publikatio¬
nen gehindert werden. Man spricht von «cancel cul-
ture». Orgamsationen und Unternehmen, die sol¬
che Personen unterstützen, werden für ihre «fal¬
sche Gesinnung» getadelt, durch Boykottaufrufe
und den'Entzug von Aufträgen eingeschüchtert und
dazu genötigt, sich von diesen Personen zu distan¬
zieren. Der Einwand, eine Ausladung von der Uni¬
versität, dem Fernsehen oder einem Theater sei
nicht so schlimm, da es sich nicht um ein Auftritts¬
verbot. handle und die betroffene Person andere
Kanäle finde, stellt eine Verharmlosung dar.

Auch die Vergangenheit ist nicht vor diesen Ver¬
irrungen geschützt. Literatur und Oper, Städte und
Landschaften sowie das Alltagsleben werden nach
rassistischen, sexistischen oder anderen «beleidi¬
genden» Spuren durchforstet, um dann deren Til¬
gung zu fordern. Dabei hegt das Problem in der
Übertreibung. Es ist grotesk, dem, der ein «Zigeu¬
nerschnitzel» isst oder Shakespeares «Othello»
liest, rassistisches Dertken zu unterstehen. Dagegen
erfordert der Umgang mit Denkmälern und histo¬
rischen Bauten grössere Differenzierung. Sosehr es
verständlich ist, dass Denkmäler oder Herrschafts¬
architektur von Diktatoren wie Hitler, Stalin oder
Mao abgerissen werden (was ja nicht überall ge¬
schehen ist), so sehr ist es absurd, die Erinnerung
an bedeutende Persönlichkeiten aus den Stadt-
büdem zu entfernen, weil es auf ihrer Weste - oft
dem damahgen Zeitgeist geschuldete - dunkle Fle¬
cken gibt.

Nicht das Auslöschen hilft gegen Geschichtsklit-
terung und die Verherrlichung von Unmenschlich-
keit, sondern Aufklärung und Bildung. Daher sind
die problematischen Seiten der Geschichte ein be¬
sonders starkes Argument für lebendige Debatten.

Die «Zulassung» zur gesellschaftlichen Debatte
darf nicht davon abhängig gemacht werden, wie
richtig oder falsch eine Meinung, wie gut oder böse
eine Gesinnung ist. Wir sollten wie John Stuart Mill
darauf vertrauen, dass die Gesellschaft mit irrigen
Meinungen umgehen kann. Vor ahem aber sollten
wir ihm in der Überzeugung folgen, dass weder ein
einzelner Mensch noch die Gesellschaft als Ganzes

Die problematischen Seiten
der Geschichte sind ein
besonders starkes Argument

für lebendige Debatten.

im Besitz der absoluten Wahrheit ist. Daher brau¬
chen beide - Mensch und Gesellschaft - für den
Erkenntnisgewinn die offene Auseinandersetzung

. mit verschiedensten Positionen und selbst mit irri¬
gen Vorstellungen.

Das heisst: Auch jene, die nicht die Gender-
schreibweise befolgen, haben ein Recht, sich an der
politischen Auseinandersetzung zu beteiligen. Auch
die, die sich für das ungeborene Leben einsetzen,
haben das Recht, ihre Argumente öffentlich vorzu¬
tragen. Das Gleiche gilt für alle, die den anthropo¬
genen Anteil am Klimawandel oder die Covid-19-
Pohtik anders einschätzen als die Mehrheit, die die
Marktwirtschaft durch eine Postwachstumsökono¬
mie ersetzen wollen, die sich für die Verstaatlichung
der Produktionsmittel einsetzen oder die die These
vertreten, der Mensch könne sein Geschlecht behe-
big bestimmen.

Es geht nicht um links oder rechts, konservativ
oder progressiv, moralisch «richtig» oder «falsch»,
sondern allein um die in einer Demokratie nötige
Möglichkeit, seine Meinung frei vortragen zu
können.

Die zukunftsoffene Gesellschaft lebt von der
Lust an der Auseinandersetzung, in der es um das
bessere Argument und nicht um die vermeintlich
edlere Gesinnung geht. Europa braucht wegen
seiner trüben Geschichte solche Debatten nicht
zu scheuen. Der Empörung haftet dagegen dort,
wo ein demokratischer Diskurs möglich ist, etwas
Unlauteres an. Sie ähnelt der «Schwalbe», mit der
man sich im Fussball durch Theatralik einen Vor¬
teil gegenüber dem Gegner zu verschaffen ver¬
sucht. Wir sollten von der Empörungskultur wie¬
der zur Debattenkultur zurückfinden.

Gerhard Schwarz ist Ökonom und Präsident der Progress
Foundation; davor war er Leiter der NZZ-Wirtschaftsredak-
tion und Direktor von Avenir Suisse. Stephan Wirz ist
Theologe und Titularprofessor für Ethik an der Universität
Luzern. Ende September erscheint bei NZZ Libro das von
den Autoren herausgegebene Buch «Reden und reden las¬
sen. Anstand und Respekt statt politische Korrektheit».

Revitalisierung des
Schweizer Retail-Banking
Das Schw izer Bankgeschäft für kleinere Privatkunden
und KMU, als Retail-Banking bekannt, floriert.
Wettbewerbsverzerrungen machen jedoch eine Wiederbelebung

nötig. Gastkommentar von Jürg Bücher

Kommt Bewegung in den Retail-Banken-Markt
Schweiz? Es gibt klare Anzeichen dafür im mehr-
heitljch standardisierten Bankgeschäft. Der Regie¬
rungsrat des Kantons Glarus hat eine Gesetzes¬
änderung zur Glarner Kantonalbank in die Ver¬
nehmlassung geschickt, welche die Abschaffung der
Staatsgarantie vorsieht und dem Kanton die Rolle
als künftiger Minderheitsaktionär zuordnet. Der
Bundesrat möchte mit einer Gesetzesanpassung
der Postfinance einen begrenzten Einstieg in das
Hypothekarkreditgeschäft zugestehen und von der
bereits bestehenden Möglichkeit des Verzichts auf
die Mehrheitsbeteiligung durch den Postkonzern

1 Gebrauch machen. Die CS kündigt an, die Neue
Aargauer Bank in die CS Schweiz zu integrieren.

Das Retail-Banking in der Schweiz ist geprägt
durch die beiden Grossbanken, durch die Raiff¬
eisengruppe als Marktleaderin im gesamtschweize¬
rischen Hypothekargeschäft und durch die beherr¬
schende Stellung der 24 Kantonalbanken innerhalb
ihrer Kantonsgrenzen. Die Regionalbanken und die
übrigen Banken erreichen geringere Marktanteile.
Noch in einer Nische bewegen sich die Neo-Ban-
ken, sie konzentrieren sich bis anhin auf das digitale
Transaktionsgeschäft und ringen um Rentabilität.

Was auf den ersten Blick nach einer vielfälti¬
gen, lebendigen Bankenlandschaft aussieht, ent¬
puppt sich bei vertieftem Einblick als ein Markt, in
dem die Spiesse der Wettbewerber ungleich lang
sind. Die systemrelevanten Banken sind «töo big
to fall» und haben dementsprechend eine impli¬
zite Staatsgarantie. Die Kantonalbanken ihrerseits

Millionen Franken pro Jahr. Die Entschädigungen
für gewährte Staatsgarantien in der Höhe von rund
150 Milhonen Franken wiegen den grossen Nutzen
kaum auf. Teilweise sehr hohe Eigenkapitalquoten

titiv. Die Vergabe der Covid-19-Kredite zeigte, wie
stark und handlungsfähig das Bankensystem in der
Schweiz ist. Deutlich mehr als die Hälfte der Kre¬
dite an die KMU wurde von Nicht-Staatsbanken

denschutz gewährleistet ist. In mehr als der Hälfte
der Kantone übersteigen die Bilanzen der Kan¬
tonalbanken die kantonale Wirtschaftsleistung.
Sie stellen damit ein zunehmendüs Risiko für den
Steuerzahler dar, - Tatsächlich erfreuen sich die
Schweizer Retail-Banken trotz der Krise bester Ge¬
sundheit. Sie sind auch bei einer sich allenfalls mit¬
telfristig verschlechternden Wirtschaftslage wider¬
standsfähig. Die nach der Finanzkrise 2008 ergrif¬
fenen Massnahmen zahlen sich aus. Staatsbanken
in der Schweiz brauchen den Schutz von Kantonen
und Bund als Eigentümer heute und in Zukunft
nicht mehr, obwohl das Festhalten am bewährten
Status aus individueller Sicht verständlich ist.

Das Aufbrechen der jahrzehntelang gewachse¬
nen Eigentümerstmkturen hätte mehrere Vorteile.
Bestehende Wettbewerbsverzerrungen würden
weitgehend eliminiert und ein gerechterer Wett¬
bewerb etabliert. Die auch im kleinen Schweizer
Markt nicht zu verhindernde Konsolidierung würde
gefördert und nicht noch verzögert. Eigenständige
und gesunde Retail-Banken sind am besten in der
Lage, die kommenden Herausforderungen bezüg¬
lich Kundenvertialten, Digitalisierung und Margen¬
erosion zu meistern. Schhesslich spielen Bund und
Kantone durch die Veräusserung von Anteilen an
ihren Staatsbanken wertvolle Finanzmittel frei, die
angesichts der bevorstehenden riesigen Verluste in¬
folge von Corona sinnvoll eingesetzt werden könn¬
ten. Die Kantone entledigen sich so überdies der
dem Banking eigenen Risiken. Prosperierende
Retail-Banken und ein stabiles Bankensystem der


